
Exkurs und Positionierung 

Gewalt in der Erziehung und Betreuung 
Ist das Thema Gewalt und 
Machtmissbrauch gegenüber 
Kindern und Jugendlichen im 
Sinne eines Risikos ein Struktur-
merkmal öffentlicher Erziehung 
und Betreuung?
Der Exkurs beschreibt Bedin-
gungen von Gewalt und Macht-
missbrauch durch pädagogische 
Fachkräfte gegen Kinder und Ju-
gendliche im Rahmen öffentli-
cher Erziehung und Betreuung 
ausgehend von einer klaren 
Positionierung der Ablehnung 
jeder Form von Gewalt gegen 
Minderjährige. 

Immer wieder geraten aber 
Fachkräfte im pädagogischen 
Alltag in Konflikte mit Kindern 
und Jugendlichen. Ihnen auszu-
weichen ist (sozial)pädagogisch 
häufig wenig gewinnbringend, 
kann in der Folge Eigen- oder 
Fremdgefährdung für die Be-
teiligten bedeuten und erhöht 
zudem Angst- und Ohnmachts-
gefühle bei den Fachkräften. In 
die (sozial)pädagogisch motivi-
erte Auseinandersetzung zu ge-
hen hat andererseits die Gefahr 
von Eskalation und berufsethis-
ch intendierter sowie strafrech-
tlich normierter Grenzübersch-
reitung zur Folge. 
Diese Ambivalenz beschreibt 
als Bedingung eine in für die 
Erziehung und Betreuung un-
erwünschte „Nebenwirkung“: 
Handlungsunsicherheit der 
Fachkräfte.

1. Handlungssicherheiten bei 
öffentlichen und freien Trägern 
der Jugendhilfe 

Jede Form von „Gewalt“ ge-
gen Kinder und Jugendliche, 
sowohl im familiären als auch 
im Rahmen öffentlicher Erzie-
hung und Betreuung steht seit 
2000 unter Strafe. Das une-
ingeschränkte Gewaltverbot, 
gesetzlich normiert in § 1631 
Abs. 2 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB), beinhaltet: „Kinder ha-
ben ein Recht auf gewaltfreie 
Erziehung. Körperliche Bestra-
fungen, seelische Verletzungen 
und andere entwürdigende 
Maßnahmen sind unzulässig.“ 
Im Rahmen der institutionel-
len Erziehung und Betreuung 
außerhalb der Familie u. a. in 
der Kindertagesbetreuung, 
in Schulen, in Kinder- und Ju-
gendfreizeiteinrichtungen und 
in Einrichtungen der Hilfen 
zur Erziehung oder Behinder-
tenhilfe sowie der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie besteht ein 
absolutes Gewaltverbot. Dies 
wird im Rahmen der Kinder- 
und Jugendhilfe dahingehend 
rechtlich begleitet, dass gemäß 
§ 72a SGB VIII einschlägig vor-
bestrafte Personen von einer 
Tätigkeit im Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe seit 2012 aus-
geschlossen sind bzw. werden.

Aber statt zu einer Stärkung 
des Kindesschutzes und zur 

Verbesserung der Handlungssi-
cherheit der Fachkräfte hat diese 
Regelung eher zu Verunsicherun-
gen geführt, weil der unbestim-
mte Rechtbegriff der „Gewalt“, 
abgesehen von eindeutigen For-
men der körperlichen und sex-
uellen Gewalt, insbesondere in 
Bezug auf s. g. herausfordernde 
Erziehungssituationen einer spe-
zifischen Auslegung bedarf. Dies 
wird besonders dann deutlich, 
wenn diese Situationen geprägt 
sind durch Aspekte der Eigen- 
und Fremdgefährdung. 
In diesem Zusammenhang sind 
folgende, den unmittelbaren 
Erziehungs- und Betreuungsall-
tag betreffende Fragestellungen 
nachvollziehbar:

Was ist „Gewalt“ im Sinne 
des § 1631 Abs. 2 BGB? 
Welche Handlungsoptionen 
sind im Rahmen „grenzset-
zender“ bzw. damit auch 
kindeswohlsichernder Er-
ziehung (z. B. Regeln und 
Verbote, Konsequenzen und 
Schutzmaßnahmen) nicht 
nur pädagogisch, sondern 
auch rechtlich „legitim“ 
und im Sinne einer Verhält-
nismäßigkeit verantwort-
bar? 
Wie soll etwa eine Fachkraft 
reagieren, wenn rauchen, 
Alkohol trinken, gekifft und 
sich körperlich attackieren 
wird?
Soll aus Unsicherheit oder 
Angst, gegen das Gewaltver-
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bot zu verstoßen, wegsehen 
und so ggf. Fürsorge- und 
Aufsichtspflicht bzw. Erziehu-
ngsverantwortung vernach-
lässigt oder sich der Situation 
gestellt werden? 
Welche pädagogisch begrün-
deten Handlungsoptionen 
hat die Fachkraft erzieherisch 
und ggf. Eigen- und Fremdge-
fährdung vermeidend einzu-
wirken?

Grundsätzlich bleit zunächst 
festzuhalten: Besonders große 
Unsicherheiten bestehen vor al-
lem bei Grenzverletzungen durch 
Kinder und Jugendliche selbst, 
die ggf. einen körperlichen Ein-
satz erfordern, das heißt im Falle 
einer unmittelbaren oder sich-
er voraussehbaren Eigen- und 
Fremdgefährdung. 
In Abgrenzung dazu stellt sich 
ein grundsätzlich straf- und arbe-
itsrechtlich sowie berufsethisch 
relevanter Machtmissbrauch von 
Erwachsenen (Fachkräften) dar, 
also die Anwendung von Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche 
grundsätzlich bis hin zur unver-
hältnismäßigen Anwendung von 
Gewalt als strukturelles Problem 
in der Erziehung und Betreuung 
und dies in Bezug auf: 

jede Form von Gewaltan-
wendung zur Durchsetzung 
bestehender Regeln (Haus-
ordnung) oder erzieherischer 
Ziele (Hilfeplan)
ausnahmslos jede Form der 
Misshandlung von Schutzbe-
fohlenen
Folgen von Handlungsun-
sicherheit von Fachkräften 
mangels eigener Fachlichkeit 
(Kompetenz) oder persönli-
cher Nichteignung 
mangelnde Unterstützung 
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durch Träger, Beratungs- 
und Aufsichtsbehörden (u. 
a. Fachberatung, Supervi-
sion, Fortbildung, Dienst- 
und Fachaufsicht) sowie 
mangels verbindlicher 
Orientierungshilfen (Ver-
fahrensabläufe, Leitlinien, 
Verhaltenskodex). 

In diesem Sinne fällt es Fach-
kräften nicht selten schwer, sich 
und anderen in fachlichen und 
rechtlichen „Grauzonen“ Hand-
lungsunsicherheiten einzugeste-
hen, was nicht selten wesentlich 
zur Tabuisierung der Gesamtthe-
matik beiträgt. 

Dem grundsätzlich gesetzlich 
bestimmten Gewaltverbot (§ 
1631 Abs. 2 BGB) muss für 
die öffentliche Erziehung und 
Betreuung eine klare fachliche 
Positionierung zur Seite gestellt 
werden und dies vorrangig mit 
dem Ziel, die Handlungssicher-
heit der Fachkräfte und der bera-
tenden sowie beaufsichtigenden 
Behörden zu stärken. 
In diesem Sinne braucht der 
wirkungsvolle Schutz von Kindern 
und Jugendlichen vor Gewalt ne-
ben einer entsprechenden im 
Diskurs erarbeiteten Grundhal-
tung eine fachlich begründete 
Handlungssicherheit der Fach-
kräfte.

2. Rechtssicherheit vs. Hand-
lungssicherheit

Das spezifische Ziel insbeson-
dere der Kinder- und Jugendhilfe 
gestärkte Handlungssicherheit 
der Fachkräfte und damit einen 
verbesserten Kindesschutzes zu 
gewährleisten setzt voraus:

einen weitgefassten, mit 
Machtmissbrauch gleichzu-

•

setzendem Gewaltbegriff, 
der fachliche Illegitimität in 
Bezug auf die Anwendung 
jeglicher Form von Gewalt 
grundsätzlich einschließt,
Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche grundsätzlich als 
rechtswidriges Handeln zu 
bewerten, zu verfolgen und 
zu ahnden, also rechtlich 
als Straftat und fachlich als 
Kindeswohlgefährdung zu 
verstehen,
generelle fachliche und re-
chtliche Leitlinien, die Fach-
kräften und Behörden als 
verbindliche Handlungsori-
entierung dienen und die für 
die öffentliche Erziehung und 
Betreuung die unbestimmten 
Rechtsbegriffe „Gewalt“ und 
„Kindeswohl(gefährdung)“ 
fachlich begründet konkreti-
sieren,
dass bei „fachlich legitimer“ 
Entscheidung, sowohl durch 
die Behörde als auch durch 
die Fachkräfte der Träger der 
Sicherung des Kindeswohls 
oberste Priorität einzuräu-
men ist (im Zweifelsfall z. 
B. nach den Grundsätzen: 
Kindeswohl vor Elternrecht 
und Sicherung des Kindes-
wohls ohne Gewaltanwend-
ung),
dass sich die „Legitimität“ 
des Handelns im Einzelfall 
immer als nachvollziehbare, 
fachlich begründete, ver-
hältnismäßige und immer 
als pädagogisch zielführende 
Entscheidung im Einzelfall 
darstellen lassen muss (Do-
kumentation).
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3. Handlungssicherheit braucht 
Orientierung 

Im Sinne der Umsetzung des s. 
g. staatlichen Wächteramtes (Ar-
tikel 6 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz) 
durch die Aufsichtsbehörde (Ein-
richtungsaufsicht) gegenüber 
Einrichtungen z. B. der Kinder- 
und Jugendhilfe (§§ 45 und 47 
SGB VIII) werden Fragestellungen 
der Träger von Einrichtungen 
bezüglich der Abgrenzung „Erzie-
hungsverhalten und Machtmiss-
brauch“ derzeit nicht hinreichend 
beantwortet. Dies stellt eine Ur-
sache für Handlungsunsicherhe-
iten in der Praxis dar und ist zu-
gleich ein gravierender Mangel, 
weil diese Behörde gesetzlich 
gehalten ist, (§ 8b Abs. 2 SGB 
VIII) kindeswohlverletzendem 
Handeln insbesondere präventiv 
durch Beratung und Fortbildung 
zu begegnen. 
Es ist also derzeit geboten, Fach-
kräften und zuständigen Be-
hörden gleichermaßen eine Ents-
cheidungshilfe (z. B. in Form einer 
Leitlinie oder eines Fachgremi-
ums oder eines Dialogforums) an 
die Hand zu geben, die ihnen im 
fachlichen und rechtlichen Sinne 
als „Beurteilungsspielraum“ für 
die Auslegung des „Kindeswohls“ 
im Kontext institutioneller Ge-
walt bzw. Machtmissbrauch zur 
Verfügung steht. 
Eine solche „Entscheidungshil-
fe“ muss geeignet sein, einer-
seits allen Verantwortlichen ein 
einheitliches Verständnis von 
Kindeswohl, Gewalt bzw. Macht-
missbrauch zu ermöglichen, an-
dererseits als Orientierungs- und 
ggf. Bewertungsmaßstab für die 
Abgrenzung „Erziehungsver-
halten vs. Machtmissbrauch“ 
in Bezug sowohl auf den konz-

eptionellen Rahmen der Arbeit 
also auch auf den Einzelfall zu 
dienen. 
So wären im Sinne der Sicherung 
des Kindeswohls Entscheidungen 
nachvollziehbarer zu dokumen-
tieren sowie die Gefahr der Beli-
ebigkeit bei deren Bewertung ger-
inger. Letzteres „Risiko“ besteht 
insbesondere darin, dass ohne 
„objektivierbaren Maßstab“ über 
die Abgrenzung zwischen „Erzie-
hungsverhalten und Machtmiss-
brauch“ ausschließlich subjektiv, 
entsprechend der individuellen 
im besten Fall pädagogisch be-
gründeten Haltung einzelner 
Fachkräfte oder Behördenmita
rbeiter*innen geurteilt werden 
würde. 

4. Fazit

Zur angemessenen Bewälti-
gung „grenzwertiger“ Erzie-
hung- und Betreuungssitu-
ationen fehlen Fachkräften 
und Behörden derzeit 
verbindliche Orientierung 
im Sinne von angebots- und 
einrichtungsübergreifenden 
bzw. situationsunabhängigen 
Standards.
Damit besteht aktuell eine 
erhöhte Gefahr, dass Macht-
missbrauchs in der Erziehu-
ngs- und Betreuungspraxis 
und in bzw. durch zuständige 
Behörden als solcher gar 
nicht erkannt wird. 
Während nicht nur in der 
öffentlichen Erziehung und 
Betreuung die Strafbarkeit-
sebene formell gesetzlich ge-
regelt ist, fehlt auf der Fache-
bene ein Diskurs im Sinne 
einer Entscheidungshilfe 
zur Frage, was im Einzelfall 
„fachlich legitim“ ist und wie 
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diese Legitimität „herzustel-
len“ ist. 
Die Thematik „Handlungsun-
sicherheiten in öffentlicher 
Erziehung und Betreuung 
im Kontext von Gewalt und 
Machtmissbrauch“ wird in 
Bezug auf die Vermeidung 
eines unter allen Beteiligten 
zu führenden Fachdiskurses 
tabuisiert. 
Eine unabhängige fachliche 
und rechtliche Beurteilung 
der Umstände des Einzelfalls 
ist ggf. trotz vorhandener 
Orientierung grundsätzlich 
geboten.
Angebote bzw. Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe ste-
hen vor der Herausforder-
ung im Dialog mit den die 
Leistung beauftragenden 
Jugendämtern und über die 
Betätigung wachenden Auf-
sichtsbehörde, direkte fachli-
che und ggf. auch rechtliche 
Antworten in Bezug auf den 
Umgang mit der Thematik 
„Gewalt“ geben zu müssen.
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